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heitlichen Institutionen ausgestattetes Land sich an ein Werk wagen dürfe, das den bedeutendsten 
seiner Art beizuzählen ist und an das sich die grössten weitanstehendsten Folgen knüpfen werden. 
Sie werden einig mit uns gehen, dass alle Kantone, welche zu dem Unternehmen in näherer Bezie­
hung stehen, sich berufen fühlen müssen, demselben jede Förderniss nach Kräften entgegenzutra­
gen und einen Riesenbau thatkräftig zu unterstüzen, dem die gewaltige Aufgabe geworden ist: die 
Alpenpforten der Völkerströmung aufzuschliessen und den Weltverkehr zwischen Süd und Nord, 
den Bedürfnissen und den technischen Fortschritten der Gegenwart entsprechend, ungehemmt u. 
freundlich zu vermitteln.
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Le Président de la Confédération, E. Welti, 
au Ministre de Suisse à Berlin, B. Hammer

L Bern, 22. Dezember 1869

Indem ich Ihnen den Empfang der verschiedenen auf die Frankfurter Angele­
genheit bezüglichen Schreiben vom 8., 9., 13. u. 19. October, 27. u. 28. November 
und 6. December 1. J.1 anzeige, beehre ich mich Ihnen die Mittheilung zu machen, 
dass ich heute mit General v. Röder, der diesen Nachmittag nach Berlin verreist, 
über diesen Gegenstand eine Besprechung hatte und denselben ersuchte, auch 
seinerseits dahin zu wirken, dass die Regierung des N. Deutschen Bundes, dem 
Bundesrathe endlich eine bestimmte Antwort gebe, d.h. seinem Verlangen 
betreffend Rüknahme der Ausweisungsbefehle gegen diejenigen jungen Leute, 
deren ganze Familien das Schweiz. Bürgerrecht erworben haben, principiellent­
spreche.

Es hindert ein derartiger principieller Bescheid nicht, dass in einem einzelnen 
Falle, wie z. B. gegenüber den Söhnen Runkel, besonderer Umstände wegen, eine 
Ausnahme gemacht werde.

Der Bundesrath ist zu der Erwartung berechtigt, dass diesem seinem materiell 
und formell in jeder Beziehung begründeten Verlangen ohne längern Verzug ent­
sprochen werde und ich ersuche Sie, die Ihnen als zwekmässig erscheinenden 
Schritte zu thun, um die Regierung des N. Deutschen Bundes zu veranlassen, 
baldmöglichst im angegebenen Sinne, d.h. principiell die Ausweisungsbefehle 
gegen die Schweiz. Neubürger, deren ganze Familien unser Bürgerrecht erlangt 
haben, aufzuheben und Sie hievon, zu unsern Händen, officiell in Kenntniss zu 
setzen.

f . . . ] 2
Da die Regierung des N. Deutschen Bundes unserm Verlangen bereits materiell 

zum grössten Theile Rechnung getragen hat, wovon wir mit Befriedigung Kennt-

1. Non reproduits. Cf. E 2/134.
2. Welti traite ici de deux cas spéciaux.
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niss genommen, so hoffe ich zuversichtlich, sie werde sich nicht weigern, diese 
Angelegenheit durch einen principiellen Bescheid unserm Wunsche gemäss zur 
Erledigung zu bringen.
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Le Ministre de Suisse à Berlin,
B. Hammer, au Président de la Confédération, E. Welti

R Berlin, 27. Dezember 1869

Ihre geehrten Depeschen vom 22. [die] Frankfurter Angelegenheit betreffend1, 
und vom 23., den Conflict mit Württemberg betreffend2, sind gestern in meinen 
Besitz gelangt und ich werde mir angelegen sein lassen, Ihre Aufträge beförder­
lichst zu vollziehen, nachdem ich mich von einer lOtägigen Krankheit wieder in so 
weit erholt habe, dass ich seit heute das Bett verlassen und die Bureau-Geschäfte 
theilweise wieder aufnehmen konnte. Ich hoffe auch, in einigen Tagen wieder 
ausgehen zu können, was namentlich in jetziger Zeit sehr nöthig sein wird.

Was nun Ihre Aufträge betrifft, so habe ich mit Bezug auf dieselben, soweit sie 
die Frankfurter Angelegenheit betreffen, einige Bedenken, die ich, bevor ich in 
Sachen weiter vorgehe, Ihrer Würdigung vorzulegen mir erlaube.

Preussen hat die Frankfurter Angelegenheit von Anfang an als eine rein innere 
aufgefasst wissen wollen, und dies&[r] Auffassung auch durch die Form der 
Geschäftsbehandlung Ausdruk zu geben sich besonders angelegen sein lassen. 
Die Ausweisung wurde verfügt, sistirt und wiederaufgehoben immer durch das 
Ministerium des Innern; das Ministerium des Auswärtigen hat sich in den mündli­
chen diplomatischen Unterhandlungen immer nur als Vermittler zwischen den 
Schweizerischen Mittheilungen und dem Ministerium des Innern gerirt; und auch 
die letzte Zurüknahme eines Ausweisungsbefehles (gegen Saly Posen)3 geschah 
in der Weise, dass aus Rüksicht auf die Verwendung des Schweizerischen Bundes- 
rathes das Ministerium des Auswärtigen dem Ministerium des Innern die Rük- 
nahme des Ausweisungsbefehles empfahl. Ich bemerke auch, dass in einer Unter­
redung mit Herrn Delbrück über andere Angelegenheiten derselbe äusserte, dass 
die Frankfurter Angelegenheit eine allfällige Unterhandlung über Abschluss 
eines Niederlassungsvertrages zwischen Norddeutschland und der Schweiz der­
malen störend in den Weg trete.

Aus allem diesem und noch anderm muss ich die Überzeugung schöpfen, dass 
Preussen die Frankfurter Angelegenheit immerhin unter Rüksichtnahme auf ein-

1. Cf. n° 217.
2. Non reproduite. Cf. E 2200 Berlin 1 /1 .
3. C f note du Ministère des Affaires étrangères du 5 décembre 1869. Non reproduite. Cf. E 2200  
Berlin 1/1.
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